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Studentenbewegung und Studentenprotest 
Zum Wandel eines Prägefaktors politischer Kultur 

 
 
 
 

Wenn Jugendliche im Allgemeinen und 
Studierende im Besonderen protestie-
ren, dann genießen sie oftmals die 
grundsätzlichen Sympathien einer bil-
dungsbürgerlich-liberalen Öffentlich-
keit. Zuletzt war das einerseits im Kon-
text des so genannten Arabischen Früh-
lings zu sehen (Fries 2011), andererseits 

im Zuge der (durch die COVID-19-Pandemie jäh ausgebremsten) Klima-
schutzbewegung Fridays for Future. Der Humanistische Pressedienst ti-
tulierte die „for Futures“ gar als „die neuen 68er“ (Wakonigg 2019).1 Stu-
dentische Opposition wird in diesen Fällen häufig als erfrischende, frei-
heitlich-kritische Aufmüpfigkeit gelesen. Manch einer schreibt den Stu-
dierenden gesellschaftspolitische Reformkräfte zu, ja erhofft sich maß-
gebliche politische Impulse für die gesellschaftliche Zukunft. Das öffent-
liche Interesse an der „politische[n] Kultur und Haltung“ von Studieren-
den (Peisert et al. 1988: 241) ist ein wiederkehrendes Phänomen. 

Einerseits sicher, weil einige von ihnen in die Reihe der „künftigen 
Funktions- und Machtelite“ aufsteigen werden, andererseits weil viele 
tatsächlich als „Träger neuer kultureller und politischer Entwicklungen“ 
fungieren könnten; wieder andere werden es womöglich vollbringen, 
„zeitweise selbst, meist protestierend oder rebellierend, nachhaltig in das 
politische Geschehen ein[zu]greifen.“ (Peisert et al. 1988: 241) Doch die 
Wahrnehmung studentischer Protestphänomene stützt sich häufig auch 
schlicht auf ein kulturell kolportiertes Stereotyp, welches empirische Be-
obachtungen mit liebgewonnenen „Mythen der Erinnerungskultur“ (Gre-
ven 2011: 18) verknüpft. Die „Chiffre 68“ (Claussen 1992) überblendet 

                                                           
1 Eine ähnliche Beobachtung wurde dem Verfasser im Rahmen eines Interviews auf dem 
L. I. S. A. Wissenschaftsportal der Gerda Henkel Stiftung vor kurzem zur Bewertung vorge-
legt: „Was damals Rudi Dutschke war, scheint heute Greta Thunberg zu sein.“ (Wonke 
2020). 
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dann die deutlich längere Geschichte des Verhältnisses von Studierenden 
und Politik.2  

Demgegenüber lohnt sich ein systematischer Blick auf die tatsächli-
chen historischen Abläufe der großen studentischen Bewegungsphasen, 
auf den Längsschnitt-Trend der Bildungsexpansion sowie schließlich auf 
die – häufig überschätzten – wiederkehrenden Protestmotive von Studie-
renden seit 1800. Zu fragen ist: Inwiefern zeichneten sich deutsche Stu-
dierende historisch durch ein gruppenspezifisches politisches Potenzial 
aus – und sind größere Studentenbewegungen auch heute noch wahr-
scheinlich?3 

1. Merkmale historischer Studentenbewegungen 

Studentischer Protest, verstanden als punktuell aufflammender und, je 
nach politischer Gemengelage, ebenso rasch wieder verglimmender Un-
mut zu wechselnden Anlässen, kann jederzeit auftreten. Eine ausdauernde 
Studentenbewegung jedoch ist erst gegeben, wenn größere Teile der Stu-
dierendenschaft für eine gewisse Zeitdauer mobilisierbar sind, diese Mo-
bilisierbarkeit sich durch praktische Aktivitäten ausdrückt, und der Pro-
test überdies außerinstitutionelle – also in erster Linie: außerparlamentari-
sche – Wege einschlägt (Bauß 1977: 13f.)  

Studentenbewegungen wurden, historisch gesehen, stets durch spezi-
fische historische Bedingungen und Gelegenheitsfenster ermöglicht. Ge-
tragen von einem Kern umtriebiger politischer Netzwerker, bündelten sie 
bestehendes Konfliktpotenzial, indem sie eine durch rhetorische Referen-
zen, Symbole und Parolen durchsetzte Sprache fanden und sich zu einem 
politischen Vorkämpferkollektiv im Namen anstehenden gesellschaftspo-
litischen Wandels erklärten (Gevers/Vos 2004: 227). Die Auswirkungen 
ihres Agierens auf die nachfolgenden politischen und kulturellen Ent-
wicklungen indes waren sehr verschieden. Diese Aspekte sollen anhand 

                                                           
2 Hierzu eine selbstkritische Anmerkung vorab: Die ostdeutsche Studierendenkultur zwi-
schen 1949 und 1989 ist bis heute unzureichend erforscht. Häufig wird der „Gründungsmy-
thos“ 1968 zumindest latent als gemeinsame Erzählung der neuen Bundesrepublik verhan-
delt. Tradierte, eigentlich eher westdeutsche, Folklore dominiert bis heute die Diskussion 
über politische Dispositionen von Studierenden. Ein Defizit, das auch der vorliegende Auf-
satz leider nicht beheben kann. 
3 Der Aufsatz fasst ausgewählte Argumentationslinien und Resultate der Dissertation zu-
sammen, die unter dem Titel „Student und Demokratie. Das politische Potenzial von Studie-
renden in Geschichte und Gegenwart“ beim transcript Verlag Bielefeld erschienen ist 
(Schenke 2020). 
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der großen drei studentischen Oppositionsbewegungen im deutschen 
Sprachraum kurz erläutert werden: 

• der auf nationale Einheit und liberale Freiheitsrechte zielenden Bur-
schenschafts- und Progressbewegung 1815–1848, 

• der im öffentlichen Bewusstsein kaum präsenten antidemokratischen 
und militant-antisemitischen Mobilisierung in Weimar 1918–1933 
sowie 

• der auf Emanzipation von traditionellen Autoritätsverhältnissen und 
auf soziale Egalisierung abstellenden westdeutschen Studentenbewe-
gung 1966–1968. 

1.1. Nationalliberale Burschenschaftsbewegung (1815–1848) 

Noch während des 18. Jahrhunderts waren deutsche Studenten primär in 
regional fragmentierten, traditionalistisch-unpolitischen Landsmann-
schaften und Korporationen organisiert. Die Mitglieder dieser Vereini-
gungen genossen ein nachträglich zur „Burschenfreiheit“ verklärtes Ge-
wohnheitsrecht, welches bestimmte Verhaltens- und Ehrenregeln vorsah, 
insbesondere studentische Sitten wie das Duellieren, das ritualisierte 
Trinken und die vergleichsweise freizügige Sexualmoral (Jarausch 1984: 
243) – in der Praxis aber offenbar selten „eine alle Gesetze verachtende 
rohe Willkür“ verhinderte (Schulze/Ssymank 1931: 183).  

Zwischen 1790 und 1819 hielten dann zunehmend neuartige (bil-
dungs-)bürgerliche Assoziationsprinzipien und Ideale Einzug in die Rei-
hen der Studenten, welche im Zuge der preußischen Bildungsreform 
mehr und mehr in die öffentliche Bedienstung drängten: Leistungs- und 
Verantwortungsethos, Charakterfestigkeit und Affektkontrolle. Das einst-
mals idealisierte höfische Prinzip verlor jäh an normativer Kraft; stattdes-
sen erwuchs, auch angetrieben durch die neuhumanistische Reformbewe-
gung, das gebildete und sittlich kultivierte, hinsichtlich seiner persönli-
chen Anlagen voll entfaltete Individuum einer kommenden bürgerlichen 
Gesellschaft zum Sozialideal des aufstrebenden Bürgertums. 

Verstand sich das deutsche Bildungsbürgertum generell zunehmend 
als „am Leitbild des autonomen Individuums orientierte … politisch-ge-
sellschaftliche … Elite“ (Hardtwig 1986: 607), so betrachtete sich ein 
nicht geringer Teil der Studenten als deren vorpreschende und entschlos-
sene Avantgarde, als „‚Vorhut‘ ihrer eigenen Klasse“ (Bartol 1978: 232). 
Die preußische Niederlage gegen Napoleon 1806 wurde „für die studenti-
sche Jugend zum Schlüsselerlebnis“, welches die Vorstellung eines ge-
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meinsamen Befreiungskampfes des „deutschen Volkes“ gegen die franzö-
sische Besatzung plausibel erscheinen ließ (Gevers/Vos 2004: 230).  

Auf studentischer Seite gründeten sich Orden nach Freimaurer-Vor-
bild, ab 1815 schließlich Burschenschaften, beginnend mit der Jenaer Ur-
burschenschaft (Schulze/Ssymank 1931: S. 159–180). Eine Bewegung, 
die sich erstmals überregional vernetzte und Dachorganisationen schuf; 
durch das rasch wachsende Verbindungswesen suchte man, die erstrebte 
nationalliberale Einheit performativ vorwegzunehmen.  

Das hieß zunächst: Kultivierung eines neuen Sittlichkeitskodex von 
„Bildung, Leistungsethos und Verantwortungsbereitschaft zusammen mit 
einem erhöhten bürgerlichen Machtanspruch“ (Hardtwig 1986: 614), spä-
ter allerdings zunehmend auch „Ehre, Freiheit, Vaterland“ – ursprünglich 
Wahlspruch der Urburschenschaft –, verstanden als revolutionäres Pro-
gramm. Die Ereignisse von Signaljahren wie 1789 und 1830 erschienen 
als Aufrufe zur nationalen Erweckung gegen die tradierte Herrschaft von 
Aristokratie und Großbürgertum. Aus dem Intellektuellenprojekt der 
deutschen „Kulturnation“ erwuchs allmählich die Volksbewegung des 
deutschen Nationalliberalismus, angeführt von einer antiaristokratischen 
und leistungsorientierten Beamtenelite. 

Die Burschenschaften bildeten, befeuert durch intellektuelle und pro-
fessorale Fürsprecher wie Fichte, Fries und „Turnvater“ Jahn, die „erste 
moderne Jugendbewegung der deutschen Geschichte“ (Jarausch 1984: 
35). Gleichwohl zerfiel diese Bewegung schon zu Beginn in einen größe-
ren kompromissorientierten „bürgerlich-liberalen“ und einen kleineren, 
aktivistischer orientierten, aber auch öffentlich sichtbareren „radikalde-
mokratischen“ Teil; sie war nie auf einen verbindlichen oppositionellen 
Kern verpflichtet (Bartol 1978: 59, 76; Hardtwig 1986: 599).  

Außerdem gliederte sie sich in drei Phasen: Erst von 1815 bis 1819 
mit dem Signalereignis des Wartburgfests 1817, dann von 1827 bis 1832 
mit der Mobilisierungsspitze des Hambacher Fests 1832, schließlich un-
ter dem Namen der „Progressbewegung“ von 1837 bis etwa 1855 (Ge-
vers/Vos 2004: 229–248). Alle drei Phasen standen in enger Korrespon-
denz mit vergleichbaren europäischen Erhebungen, konnten sich auf 
wachsende oppositionelle Energien in der Gesamtbevölkerung stützen, 
wurden aber auch durch wiederholte Repressionswellen, d.h. Zensuren, 
Verbote und polizeiliche Verfolgungen zerschlagen, verstanden die Herr-
schaftsträger der ancien régimes die politischen Absichten der Bewegung 
doch stets klar (Müller 2012: 21; Gevers/Vos 2004: 236–240; Thielbeer 
1983: 146).  

Das große Gelegenheitsfenster stellte sicherlich die gesamteuropäi-
sche Revolutionsbewegung von 1848/49 dar. Auch in Deutschland taten 
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sich einzelne Aktionszentren hervor, die von der bürgerlichen Öffentlich-
keit und den jeweiligen Amtsträgern teils befehdet (Jena, Leipzig, Frei-
burg, Heidelberg), teils unterstützt (Göttingen, Leipzig) wurden (Thiel-
beer 1983: 43–48 und 109f.) Doch es beteiligten sich gerade einmal fünf 
Prozent der deutschen Studenten in den Ländern des Deutschen Bundes 
als „progressive“ Aktivisten an den Versammlungen, Demonstrationen, 
Besetzungen und teils auch bewaffneten Aufständen (Borowsky 2005: 
188) Bekanntlich blieb die demokratisch-nationale Revolution aus. Zu 
den nichtsdestotrotz errungenen langfristigen Teilerfolgen aber zählt die 
Nötigung der Herrschaftsträger zu Zugeständnissen bei liberalen Frei-
heitsrechten und bei der Parlamentarisierung der politischen Kultur. 

1.2. Völkische Studentenbewegung in Weimar (1925–1933) 

Der deutsche Nationalstaat wurde bekanntlich erst 1871 in „kleindeut-
scher“ Gestalt Realität, als Kaiserreich unter preußisch-protestantischer 
Führung. Trotz fundamentaler gesellschaftlicher Umwälzungen saßen 
Kaiser, Militäraristokratie und Großbürgertum an den Hebeln der Macht; 
das in früheren Jahrzehnten für ein liberales Deutschland optierende Bil-
dungsbürgertum hingegen nahm das Scheitern des Nationalliberalismus 
mitsamt der weitgehenden politischen Stillstellung hin und erhielt dafür 
gewissermaßen den glänzenden Status als neue Funktionselite, als „Geis-
tesadel“ (Ringer 1987: 18) mit kultureller Hegemonie und unvergleichli-
chem Sozialprestige inmitten einer neuen Hochschätzung für Bildung und 
Wissenschaft (Ullmann 1995: 181–192).  

Für den akademischen Sektor brach im Kaiserreich zunächst eine 
neue Zeit an, die durch die allgemeine Hinwendung zur antiliberalen poli-
tischen Rechten gekennzeichnet war: Wer in dieser Zeit studierte, war mit 
der Elterngeneration eines Sinnes, nämlich kaisertreu, konservativ, 
deutschnational, idealerweise militarisierter Korpsstudent (Studier 1965: 
Vf.) Die überregionalen Netzwerke, einst von liberalen Burschenschaf-
tern geschaffen und erst nach und nach von konservativen und konfessio-
nellen Korporationen adaptiert, fungierten nun als Kanäle der Bildungs-
vererbung, Elitenrekrutierung und „Statussicherung“ gutsituierter Zirkel 
(Jarausch 1984: 67f.).  

Zur herrschenden Sozialmoral der wilhelminischen Studierenden-
schaft zählte schon zu diesem Zeitpunkt ein robuster Nationalchauvinis-
mus und Antisemitismus (Kampe 1988: 111–124); liberale und sozialisti-
sche Formationen wie die Freistudentenschaft blieben numerisch und po-
litisch unterlegen. Allerdings zerrann im Zuge eines zunehmend ver-
selbstständigten Bildungswachstums und einer wachsenden Bedeutung 
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technisch-naturwissenschaftlicher Disziplinen (Budde 2012: 58) allmäh-
lich der Führungsanspruch des akademischen Bürgertums. Die Statuskri-
se war unabwendbar, stieg doch mit dem Bevölkerungswachstum auch 
die Studierendenzahl rasant. 

Was sich schon gegen Ende des Kaiserreichs andeutete, schlug mit 
den Verheerungen des Ersten Weltkriegs und mit der Hyperinflation der 
1920er Jahre dann voll durch: Das deutsche Bildungsbürgertum wurde 
weitgehend sozial entprivilegiert, sein Erbkapital entwertet (Ringer 1987: 
62). Von einem herben Schlag auch für das tradierte Selbstverständnis 
der – zudem kriegsgezeichneten – Studenten zu sprechen, wäre wohl un-
tertrieben: Sie fanden sich „in einer verkehrten Welt“ wieder, „in der ein 
Facharbeiter mehr verdiente als ein hoher Staatsbeamter“ (Schulz 2014: 
30), und in der die eigenen Eltern kaum noch das Studium finanzieren 
konnten. Viele von ihnen mussten es unter elenden Bedingungen bestrei-
ten: Etwa ein Drittel bis die Hälfte war trotz Selbsthilfe und Werkstudium 
unterernährt und in desolaten Wohnverhältnissen Infektionskrankheiten 
wie der Tuberkulose ausgeliefert (Kater 1975: 43–56; Jarausch 1984: 
142). Dies bildete den Nährboden einer an neuen Formen von Kamerad-
schaftlichkeit und Kollektivität orientierten, mehrheitlich republikfeindli-
chen akademischen Jugend (Walter 1990: 86).  

Die hieraus entstandene antidemokratische Studentenbewegung von 
Weimar hinterließ eine bestürzende Trümmerbilanz. Die antisemitischen 
Deutungsangebote verfingen nun massenhaft unter den durch neue Ent-
privilegierungs- und Entfremdungserfahrungen frustrierten Hochschuleli-
ten und Studierenden: Nutznießer der sozialen Kränkung (Ringer 1987: 
152ff.) war schon früh die antidemokratische Polemik von rechts mit ih-
rem Versprechen einer Restitution akademischer Privilegien.  

Zwar hatten die kriegsgebeutelten Studierenden im demokratischen, 
unpolitisch auftretenden Dachverband „Deutsche Studentenschaft“ (DSt) 
zunächst nur nach neuen Gemeinschaftsformen gesucht. Jahrelanges rela-
tives Elend (Kater 1975: 44f.), politische Versäumnisse und allmählich 
tief wurzelnde Staatsverdrossenheit trieben die Studierenden jedoch 
schließlich den antidemokratischen Vereinigungen zu: erst dem zwischen 
Jungkonservatismus, Altkonservatismus und völkisch-paramilitärischem 
Prinzip changierenden „Deutschen Hochschulring“ (DHR), dann dem 
„Nationalsozialistischen Deutschen Studentenbund“ (NSDStB) (Ge-
vers/Vos 2004: 289).  

Der allmählichen Sammlung der nationalsozialistischen Bewegung an 
den Universitäten (Kater 1975: 111–125) diente sich das studentische 
Verbandsnetzwerk schließlich als frühe und furchtbar effektive völkische 
Vorkämpferinstitution an (Jarausch 1984: 152f.) Schrittweise (der DHR 
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1924, der NSDStB zwischen 1929 und 1931) übernahmen sie die DSt. 
Erst DHR, dann NSDStB setzten das Kameradschafts- und Führerprinzip 
durch (Bleuel/Klinnert 1967: 214f.) und lösten schließlich die Strukturen 
studentischer Selbstorganisation auf. Schon ab 1925 verstand sich die stu-
dentische Mehrheit als „völkisch-revolutionär“ (Gevers/Vos 2004: 289); 
ab 1927 wurde die studentische Wut auf die republikanischen Institutio-
nen immer offener artikuliert, ihr Prestige- und Privilegienverlust in Res-
sentiment gegen die älteren Generationen umgemünzt (Kater 1975: 106).  

Durch professionelle Vernetzung und geschickte Basisarbeit ermutig-
ten NSDStB-Kader nicht nur zu Kundgebungen und Demonstrationen; 
immer häufiger zählten auch Ausschreitungen, Übergriffe auf Kommili-
tonen sowie auf jüdisches und liberales Lehrpersonal, mithin rohe physi-
sche Gewalt (Kater 1975: 147–162), ja ethnisch aufgeladene „wahre Haß-
orgien“ und ein „Radauantisemitismus“ (Bleuel/Klinnert 1967: 130f.) ge-
gen Mitbürger am jeweiligen Hochschulort zum beinahe täglichen Akti-
onsspektrum. 

Von einer „33er“-Studentenbewegung spricht heute kaum jemand: 
wahrscheinlich, weil sie im heutigen kulturellen Gedächtnis von den Er-
eignissen um „1968“ überlagert wurde, vielleicht auch ob der evidenten 
Unrühmlichkeit der völkischen Raserei;4 gegeben aber hat es sie. Ihr „Er-
folg“ liegt darin, die Deutsche Studentenschaft schon 1932 „früher als je-
de andere öffentliche Institution“ (Walter 1990: 86) nazifiziert zu haben. 
Was folgte, ist bekannt. 

1.3. Außerparlamentarische Opposition (1966–1968) 

Völlig anders war die Gemengelage in der Bundesrepublik der 1960er 
Jahre. Das allgemeine Konsumniveau in dieser durch den berühmten 
„Fahrstuhleffekt der Wohlstandssteigerung durch eine Mobilisierung aller 
Begabtenreserven“ (Wehler 2010: 193) elevierten neuen Angestellten- 
und Beamtengesellschaft verschaffte immer mehr Familen einen gehobe-
nen Lebensstandard inklusive des Genusses einer Unterhaltungsindustrie 
nach US-Vorbild (Schildt 2007: 13–28). Allmählich streifte die Jugend 
ihre von Schelsky (1984) als skeptisch rubrizierte Haltung ab und wandte 
sich gegen den politisch-moralischen Nachkriegskonsens der Adenauer-
Ära, den sie als verkrustet und bieder empfand.  

Die wachsende „Protestbereitschaft“ konnte dabei bereits ab Mitte der 
1960er Jahre auf einem allgemeinen Modernisierungs- und Liberalisie-
                                                           
4 Als eine der wenigen Ausnahmen wäre der polemische, gegen die „68er“ gerichtete Essay 
des Historikers Götz Aly zu nennen (Aly 2008: 10, 170). 
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rungstrend aufsetzen (Lorenz/Walter 2014: 354–359), gekennzeichnet 
durch parteipolitische Öffnung, wachsende kulturelle und sexualmorali-
sche Aufgeschlossenheit, eine neue Sensibilität für die Verflechtung am-
tierender Eliten in nationalsozialistische Verbrechen sowie durch ein all-
gemeines institutionelles und bildungspolitisches Reformbestreben (ebd.: 
364f.).  

Fundamentalopposition war modisch: Die vom Sozialistischen Deut-
schen Studentenbund (SDS) getragene und in eine globale Jugendrevolte 
eingebettete linke Protestkultur erhielt ihren Auftrieb nicht nur durch 
breit geteilte autoritätskritische Stimmungen, sondern wurde vor allem 
auch durch die Medienresonanz von Schlüsselereignissen wie dem Viet-
namkrieg ab 1964 oder die Diskussion um die 1968 verabschiedeten Not-
standsgesetze amplifiziert (Gassert 2018: 129). „[D]as neue Schlüssel-
wort lautete ‚Emanzipation‘.“ (Kraushaar 2018: 26) Ab etwa 1964 begab 
sich der SDS in einen Transformationsprozess: weg vom linkssozialisti-
schen Selbstverständnis einer „besseren“ sozialistischen Partei nach 1959 
hin zur Interessenvertretung minderprivilegierter Universitätsmitglieder 
in einem neuen, spontaneistisch-antiautoritären Profil; weg vom Theorie-
Debattenclub hin zu einem „neulinken“, auf autonome Selbstorganisation 
zielenden Mobilisierungsprofil (Fichter/Lönnendonker 1977: 78; Richter 
1998: 41).  

Die eigentliche Studentenbewegung war dann Teil eines klar umrisse-
nen, heterogene Strömungen integrierenden Trägernetzwerks unter dem 
Namen „Kuratorium Notstand der Demokratie“, heute nach dem Stich-
wort Rudi Dutschkes primär als „Außerparlamentarische Oppositon“ 
(APO) memoriert. Die APO bestand etwa zwischen 1966 und 1968, be-
zog Legitimität auch aus ihrer Frontstellung gegen die ab 1966 regierende 
Große Koalition, war aber inhaltlich primär gegen die geplante Not-
standsgesetzgebung gerichtet (Richter 1998: 36, 45–47). Während die 
schon seit den 1950er Jahren bestehende Ostermarschbewegung zu die-
sem Bündnis Mobilisierungsnetzwerke und Organisationswissen beitrug, 
die Gewerkschaften ihre historisch gewachsenen Strukturen und finanzi-
ellen Mittel, bestand die Aufgabe des studentischen SDS in der intellek-
tuellen Verklammerung und rhetorischen Aufbereitung der gemeinsamen 
Protestziele (Richter 1998: 36, 45f.) Ausgehend von Westberlin mobili-
sierte der SDS in weiteren Aktionszentren wie Frankfurt am Main und 
Heidelberg.  

Obwohl es an einigen Universitäten vergleichsweise ruhig blieb, ent-
fachten einige wenige entscheidende Ereignisse die bis heute medial prä-
sente aktivierende und kollektiverende Wirkung: Zentral ist hier die Zä-
sur der Erschießung des Studenten Benno Ohnesorg im Nachgang einer 
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Demonstration gegen den Besuch des iranischen Schahs am 2. Juni 1967 
(Michels 2017: 183–218). Überhaupt ist 1967, nicht 1968, das eigentlich 
entscheidende Jahr dieser Studentenbewegung. Nach dem 2. Juni ver-
schärfte sich zunächst die ins Grundsätzliche zielende Auseinanderset-
zung zwischen Studierenden und medialer wie politischer Öffentlichkeit: 
Demokratiegefährdende Chaoten versus Häscher eines faschistoiden Poli-
zeistaats, so die wechselseitigen Vorwürfe (Bauß 1977: 77–86; Krause et 
al. 1980: 29).  

In der Folge wuchs der Kreis der Sympathisanten, auch in der nicht-
studierenden Bevölkerung; der SDS mutierte tatsächlich zum „Emblem 
der Außerparlamentarischen Opposition“ (Bock 1976: 213) und wähnte 
sich als Teil internationaler „Befreiungskämpfe“ von Kuba bis Vietnam. 
Delegiertenkonferenzen, Demonstrationszüge, universitäre Sit-Ins, alter-
native Wohnprojekte etc. erzielten hohe Medienresonanz (Gassert 2018: 
105). Der Anschlag auf Rudi Dutschke am 11. Mai 1968 erhöhte noch 
einmal die Legitimität des Protests: Parallel zu den französischen Mai-
Unruhen und anlässlich der zweiten Lesung der Notstandsgesetze kam es 
zum „letzten Mobilisierungshöhepunkt“, einem Sternmarsch in Bonn mit 
über 70.000 Demonstrierenden (Krause et al. 1980: 30).  

Alsbald jedoch sank der Stern: Mit der Verabschiedung der Not-
standsgesetze hatte das Protestbündnis sein tragendes „Achsenthema“ 
verloren. Die Gewerkschaften zogen sich aus dem Bündnis zurück und 
das Momentum erschlaffte; Versuche, mit der Springer-Auseinanderset-
zung ein neues thematisches Vehikel zu finden, scheiterten (Fichter/Lön-
nendonker 1977: 135; Richter 1998: 53). Orthodoxes Kaderprinzip und 
Spontaneismus fielen in der Folge auseinander. Bei manchen führte das 
zu Unversöhnlichkeit, politischer Isolierung und Militanz (Lorenz/Walter 
2014: 349), bei den meisten zum Arrangement mit dem wachsenden aka-
demischen Arbeitsmarkt ab 1969 unter Brandts reformfreudiger sozialli-
beraler Regierung, welche sich den SDS-Slogan der „Demokratisierung“ 
zu eigen machte (Greven 2011: 222). 1970, nach dem Tod des Hoff-
nungsträgers Hans-Jürgen Krahl löste sich der SDS auf (Fichter/Lönnen-
donker 1977: 140).  

„1968“ war ohne Frage ein eindrucksvolles, irritierendes, ja beunruhi-
gendes und polarisierendes Phänomen für die zeitgenössische Öffentlich-
keit. Bedeutender aber als die aus heutiger Sicht stark historisch situierten 
Ereignisse ist wohl das Gerinnen der Bewegung zur „Chiffre 68“ (Claus-
sen 1992) im Verlauf der 1980er Jahre, d.h. zu einem mythenumwobenen 
Artefakt politischer Kultur mit einer Strahlkraft, die bis in die Gegenwart 
reicht.  
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Zweifellos bewirkten die Ereignisse um „1968“ und die damit verbun-
dene konsumgesellschaftliche „Lebensstilrevolution“ (Gassert 2018: 130; 
Mrozek 2019: 443–454) einen beschleunigenden Ruck für die sich mo-
dernisierende politische Kultur der alten Bundesrepublik. In Teilen des 
gebildeten Bürgertums stehen die „68er“ heute häufig als Sinnbild von 
selbstorganisierter Partizipation und Teilhabe. Eine soziale Bewegung im 
klassischen Sinn bildeten die „68er“ dabei wohlgemerkt nicht: Die APO 
sendete visuelle Codes einer internationalen counterculture im noch jun-
gen Fernsehzeitalter. Der Protest erhob sich aus den Reihen einer erst-
mals massenhaft saturierten und aufstiegsorientierten Mittelschicht, nicht 
aus den Reihen subaltern-revolutionärer Klassen; das vormalige Gelehr-
tentum war schon zuvor zur „funktionalen wissenschaftlichen Berufs-
gruppe“ (Schelsky 1984: 330) geworden. 

1.4. Gemeinsamkeiten 

Alle drei Studentenbewegungen begriffen sich grundsätzlich als Pionier-
kader gesellschaftlicher Transformationsprozesse, beriefen sich insofern 
durchaus auf ein elitäres Selbstbewusstsein. Als verbindendes Merkmal 
der beiden in ihrem Selbstverständnis freiheitlich gerichteten Studenten-
bewegungen von 1817/1848 und 1968 fällt darüber hinaus – trotz aller 
eklatanten Differenzen – ein Dualismus aus primärem Scheitern und se-
kundärem Erfolg auf: Beider Bewegungen Ziel war die Mobilisierung 
breiterer Bevölkerungskreise unter emanzipativen Vorzeichen, während 
der tatsächlich aktive Teil stets ein Nukleus blieb. Sie erreichten ihre 
Kernziele nicht, aber agierten als Katalysatoren allgemeiner gesell-
schaftspolitischer Tendenzen. 

Erwähnenswert ist außerdem die strukturelle Ambivalenz studenti-
scher Organisations- und Gesellungsformen: Schon die bekenntnisreligiö-
sen Ausprägungen des liberalen Burschenschafts-Nationalismus (Klenke 
2003) enthielten die Tendenz zur demagogischen Raserei, letztere war 
nicht nur Kennzeichen der völkischen Sammlung in Weimar. Die häufig 
anzutreffende implizite Annahme einer Neigung sämtlichen studenti-
schen Protests zu freiheitlich-gesellschaftskritischen Bestrebungen hält 
dem historischen Rückblick so gesehen nicht stand. 
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2. Bildungsexpansion und soziale Öffnung: ein entscheidender 
Längsschnitt-Trend 

Diese sehr eindrücklichen historischen Stationen – Vormärz, Weimar und 
alte Bundesrepublik – führen vor Augen, dass sich hinsichtlich der sozia-
len Zusammensetzung von Studierenden einiges substanziell verändert 
haben muss. Die große Triebkraft hinter diesen Entwicklungen ist die 
durch Bevölkerungs- und Wohlstandswachstum, technologische Sprünge 
und einen sich modernisierenden Arbeitsmarkt verursachte Bildungsex-
pansionsdynamik, sekundiert durch Anpassungsversuche in Gestalt von 
Hochschulreformen (Ringer 1987: 31f.). Dem Historiker Hartmut Titze 
zufolge verläuft die Bildungsexpansionsdynamik in spezifischen histori-
schen Zyklen von sozialer Öffnung der Hochschulen und Karrieren mit 
jeweils anschließender, teils heftiger Schließung. Die Pole lauten: Akade-
mikermangel versus akademische Überfüllung (Titze 2004), im Gesamt-
verlauf zeigt sich insgesamt ein „langfristiger, gleichsam säkularer 
Trend“ (Wolter 2014: 19) der Verbreitung höherer Bildungszertifikate 
und der Ausweitung sozialer Aufstiegskanäle von 1780 bis heute, kurz-
um: der „Tertiarisierung von Beschäftigung und Wertschöpfung“ (ebd.: 
32). 

Makrosoziologisch betrachtet erhielten etwa die Studierenden von 
„1968“ Auftrieb durch die große Expansionswelle der „Bildungsrevoluti-
on“ (Titze 1996: 402), welche sich infolge intensiver Bildungspolitik und 
eines wachsenden tertiären Arbeitsmarkts noch bis weit in die 1970er 
Jahre fortsetzen sollte. Erst vor diesem Hintergrund werden Aufbruchs-
stimmung und Sendungsbewusstsein der Studierenden plausibel – wenn-
gleich die sozialen Angleichungstendenzen eine parallele „bürgerlich-stu-
dentische Unbehaustheit“ (Kießling 2006: 165) an der neuen Massenuni-
versität zeitigten.  

Überhaupt verschärfte sich die Spannung zwischen marktgemäßem 
Ausleseprinzip und einem in Deutschland traditionell staatlich gestützten 
akademischem Autonomie-Anspruch in Forschung und Lehre stets in den 
Titze’schen Verdichtungsphasen, was den Ton der hochschulpolitischen 
Auseinandersetzungen bestimmte: Bildung- und Berufschancen waren zu 
jedem historischen Zeitpunkt entscheidend für Statuserwartungen, Selbst-
verständnis, Ängste und Frustrationsschwellen von Studierenden. Denn 
natürlich begünstigt ein immer stärker auf hochqualifizierte Arbeit set-
zender Erwerbsmarkt die Hochschulabsolventen. Doch zugleich lässt er 
ein Studium gegenüber anderen Berufsbildungswegen attraktiver erschei-
nen und dadurch die Zahl der Absolventen wachsen. Soziale Öffnung und 
Ausweitung des Studiums wiederum haben die einst prägende studenti-
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sche Subkultur in den letzten Jahrzehnten mehr und mehr aufgelöst; der 
Organisationsgrad ist bereits im Ausgang der 1970er Jahre, relativ zu den 
explodierenden Zahlen, grundstürzend gesunken (Jarausch 1984: 243). 

Das anhaltende exponentielle Wachstum der Studierendenzahlen ist 
unverkennbar: Im Jahr 2019 waren knapp 3 Millionen (2.891.049) Stu-
dierende an deutschen Universitäten und Fachhochschulen immatrikuliert 
– gegenüber knapp 2 Millionen (1.998.060) im Jahr 2008, etwas mehr als 
einer Million im Jahr 1983 (1.200.000) und 655.932 im Jahr 1979 (die 
Wiedervereinigung führte dabei kaum zu einem irregulären Ausschlag). 
Noch vor dem großen Bildungsexpansionsschub der 60er und 70er Jahre 
musste die Millionenmarke unerhört wirken: 1968 studierten gerade ein-
mal 272.025 junge Erwachsene an deutschen Hochschulen, von 1900 bis 
1955 oszillierte die Zahl zwischen ca. 60.000 und ca. 100.000 (Kath 
1957: 15; Statistisches Bundesamt 2021).  

Und auch die soziale Rekrutierung der Studierenden hat sich nachge-
rade umgestülpt: War das Studium zwischen 1810 und 1870 noch durch 
die Bildungsvererbung bildungs- und besitzbürgerlicher Familien ge-
prägt, so gesellte sich zwischen 1900 und 1930 zunehmend ein aufstiegs-
orientierter neuer, kleinbürgerlich und wirtschaftlich geprägter Mittel-
stand dazu (ebd.); seit den 1950er Jahren dominieren schließlich die Kin-
der von Angestellten, Beamten, Freiberuflern das Bild, sukzessive imma-
trikulieren sich auch Arbeiterkinder (Kath 1957: 27; Middendorff et al. 
2017: 166f.). Gewiss verbleiben allen sozialen Egalisierungstendenzen 
zum Trotz gewisse Selektionsschwellen bei der Bildungsvererbung: In 
der Bundesrepublik ist hier insbesondere die Hürde des Abiturs zu nen-
nen (Wolter 2014: 28). 

Zugespitzt aber lässt sich extrapolieren: Das Studium ist heute keine 
milieuspezifische Instanz der Binnenauslese mit einem irgendwie gearte-
ten Standesethos mehr. Es ist vielmehr die bestimmende, überdies ge-
schlechtlich nahezu paritätische Form berufsvorbereitender Ausbildung 
individualisierter Massenstudierender: Die Studienanfängerquote liegt 
nach den aktuellen Zahlen bei 56,2 Prozent, also der Mehrheit eines Jahr-
gangs (Statistisches Bundesamt 2019: 11). Die früher wesentlichen sozia-
len und sozialmoralischen Differenzen zu nichtstudierenden Gleichaltri-
gen sind somit abgeschliffen. Vielmehr gehört höhere Bildung heute zu-
nehmend zur „Grundausstattung in der Statuskonkurrenz“ (Wolter 2014: 
35). 



 

die hochschule 1/2021 111

3. Schwindendes Bewegungspotenzial, Persistenz der 
Protestmotive 

Infolge der aufgeführten Entwicklungen resümieren Kenner des politi-
schen Bewusstseins von Studierenden, dass ausdauernd mobilisierende 
und subkulturell durchorganisierte Studentenbewegungen mit apodikti-
schen hochschul- und allgemeinpolitischen Forderungen der Vergangen-
heit angehören dürften (Bargel 2008: 43, 45), während eine allgemeine 
bildungspolitische „latente Protestbereitschaft“ (Bargel 1998: 11f.) stets 
reaktivierbar bleibe – etwa im Zuge des Bildungsstreiks 2009/10 (Himpe-
le 2009). Jedoch: „Bei ihren Forderungen … denken sie dabei häufiger an 
sich und die Verbesserung ihrer Lage, als an andere und die Verbesse-
rung der Welt.“ (Ebd.) Und „an sich denken“ bedeutet hier die Konzent-
ration auf die Verteidigung komfortabler Studienbedingungen, persönli-
cher Lebenschancen und Berufsperspektiven, z.T. auch berufsständischer 
Privilegien.  

Auch hier ist der Blick auf die bedeutsamen Bewegungsphasen der 
Jahre 1815–1848, 1925–1933 und 1966–1968 mit dem wiederkehrenden 
Drängen ihrer Protagonisten in die Rolle gesellschaftspolitischer Deu-
tungseliten aufschlussreich. Denn nie speiste sich der Protest allein aus 
ideellen Zielutopien noch aus rein materiellen Interessenlagen. Vielmehr 
vermischten sich häufig das Streben, in attraktive Karrieren nachzurücken 
oder aufzusteigen, mit einem langlebigen Standes- und Sendungsbe-
wusstsein, überbrückt durch eine emphatische Bildungsphilosophie, die 
die geistesaristokratischen Ansprüche zugleich begründete als auch legiti-
mierte.  

Die gesellschaftshistorischen Kontextbedingungen der eindrücklichs-
ten Sturm-und-Drang-Phasen studentischer Oppositionsbewegungen von 
links wie rechts waren daher stets entweder durch akademische Überfül-
lungskrisen oder durch die Aufstiegsverheißungen beschleunigter Bil-
dungsexpansion bestimmt. Wohlgemerkt: Materielles Elend ist gar keine 
Voraussetzung, es genügt schon das diffuse Empfinden ungenutzter Sta-
tusoptionen. Am Beispiel von „1968“ etwa kann man erkennen, dass die 
von vielen Studierenden geteilte „überbordende Defizienzerfahrung“ 
nicht in „materieller Not“ gründete, sondern in „einer Liberalisierung und 
einem stetig ansteigenden Wohlstand, die Ansprüche auf umfassende, 
schrankenlose Freisetzung und Triebbefriedigung nach sich zogen“ 
(Kießling 2006: 289).  

Trotz aller sozialen Differenzen verstanden sich die Protagonisten von 
Studentenbewegungen durchaus als nachrückende Geistesaristokratie, de-
ren Zeit gekommen ist – oder, in Weimar, als eine solche, der ihr recht-
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mäßiger Platz in reputierlichen Karrieren verwehrt blieb. Doch – auch das 
gehört zur Kontextualisierung – energischer Aktivismus blieb historisch 
gesehen stets die Ausnahme: „Der dominante Typ war fast zu jeder Zeit 
der Angepaßte, natürlich je nach herrschender Ordnung von unterschied-
licher Couleur.“ (Jarausch 1984: 245) 

Entsprechender Unmut könnte sich auch in Zukunft jederzeit erneut 
bündeln und entzünden, etwa wenn die akademischen Berufsaussichten 
sich eintrüben und wenn größere Teile der Studierenden fundamentale 
Prinzipien der Chancen- und Bildungsgerechtigkeit ausgehebelt sehen – 
und damit auch ihre eigenen Karriere- und Lebenschancen auf dem Spiel 
zu stehen scheinen. Vermittelt und überwölbt wird die genannte latente 
Protestbereitschaft durch ein spezifisches Bildungspathos.  

Gewiss mögen der einen oder dem anderen genuin studentische Re-
volten derzeit zwar als ferne Thematik erscheinen; gerade eine durch 
COVID-19-Pandemie und Kontaktbeschränkungen gebeutelte Studieren-
denschaft wird man eher mit defätistischer Lähmung verbinden. Doch 
sollte es in den kommenden Jahren (ob im Titze’schen Zyklus oder nicht) 
zu einer Schließung des akademischen Arbeitsmarktes kommen, mag 
sich der hier skizzierte, durchaus dauerhaft latent vorhandene Problemzu-
sammenhang in überraschender Plötzlichkeit reaktualisieren. Zuletzt war 
das um 1980 der Fall (Schlicht 1980: 10). Zwar gehen Studierende heute 
– begründeterweise – davon aus, nach ihrem Abschluss zumindest sozial 
abgesichert, d.h. vor Erwerbslosigkeit geschützt zu sein (Middendorff et 
al. 2017: 67f.). Aber die Hochschulexpansion bleibt, was sie spätestens 
seit Kaiserreichszeiten immer gewesen ist: konjunkturfühlig, „eigendyna-
misch“ und politisch kaum kontrollierbar, schließlich „irreversibel“ 
(Wolter 2014). 
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